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104 mm

Innenseite 3

105 mm

Mieter:innen, die Leistungen nach dem SGB II (sog. Bürgergeld) 
oder dem SGB XII (Sozialhilfe) oder dem Asylbewerberleistungsge-
setz beziehen, haben Anspruch auf Über nahme der Unterkunfts-
kosten. Allerdings werden von der Behörde nur so genannte »an-
gemessene« Kosten für das Wohnen bezahlt. Geändert hat sich 
gegenüber den bisherigen Regelungen nach Hartz IV wenig. 
Dieses Info erläutert, welche Kosten in welcher Höhe zu den an-
gemessenen Unterkunftskosten zählen. Es verschaff t Leistungs-
be zieher: innen einen Überblick über das komplizierte Regel -
werk, ersetzt aber nicht die »Wohnen mit Bürgergeld«-Beratung 
bei MhM.

Angemessenheit der Unterkunftskosten
Die Unterkunftskosten werden nur übernommen, soweit die Be-
hörde die Kosten der Unterkunft als angemessen anerkennt. Wel-
che Wohnkosten die Behörden noch als angemessen bewerten, 
ist Ländersache. In Hamburg fi nden sich die einschlägigen Rege-
lungen zu den Wohnkosten unter anderem in der seit 1.1.2023 
wirksamen Fachanweisung zu § 22 SGB II (erhältlich über die Web-
seite www.mhmhamburg.de). Viele der Regelungen sind ebenso 
wie die Behördenpraxis rechtlich und politisch umstritten. Im 
Zweifel sollte unbedingt persönlicher, rechtlicher Rat eingeholt 
werden.

Höchstwerte für angemessene Bruttokaltmiete
Die Hamburger Sozialbehörde hält nebenstehende Bruttokalt-
mieten (Nettokaltmieten zzgl. Betriebs- und Wasserkosten) bei 
freifi nanzierten Wohnungen für angemessen. Zusätzlich sind 
die (angemessenen) Heiz- und Warmwasserkosten zu überneh-
men, in Einzelfällen auch weitere laut Mietvertrag zwingende 
Kosten (z. B. für Parkplatz). Bei Inklusivmieten, die bereits alle Ne-
benkosten enthalten, müssen die Wohnkosten insgesamt ange-
messen sein.

Überschreitung der Höchstwerte
In einigen Sonderregelungen lässt die Sozialbehörde auch die Über-
schreitung der Höchstgrenzen zu, beispielsweise:

 bis zu 10 % bei Mehrbedarf wegen dauerhafter Erkrankung, 
Behinderung oder sonstigen besonderen Lebensumständen,

 bis zu 30 % bei Wohnungslosen nach 6 Monaten vergeblicher 
Wohnungssuche,

 bis zu 15 % bei getrennt lebenden Eltern im Rahmen der ge-
meinsamen Ausübung des Sorgerechts, bei Bewohnerinnen von 
Frauenhäusern oder zur Integration von Wohnungslosen,

 bis zu 10 % in Stadtteilen, in denen weniger als 10 % SGB II / XII-
Leistungsempfänger:innen wohnen und

 in Fällen des Bestandsschutzes für so genannte Altfälle.

Ausnahme für öff entlich geförderte Wohnungen
Bestimmte öff entlich geförderte Wohnungen unterliegen anders als 
freifi nanzierte Wohnungen keiner Mietobergrenze. Angemessen 
sind die Sozialmieten immer, wenn folgende Wohnfl ächen nicht 
überschritten werden; in Einzelfällen gelten Sonderregelungen:

möglich oder zumutbar gewesen ist die Kosten zu senken, muss 
die Behörde weiterhin die volle Miete übernehmen. Als Nachweis 
dafür sollten Betroff ene ihre Anstrengungen auf dem Woh-
nungsmarkt überprü� ar dokumentieren. Details über den Um-
fang der Nachweise und die Häufi gkeit der Vorlage sollten 
schriftlich mit der Behörde vereinbart werden.

Sonderregelungen für Personen unter 25 Jahren
Seit dem 1.4.2006 sollen Menschen, die das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben und noch bei den Eltern leben, bei den El-
tern wohnen bleiben. Sie können nur in seltenen Ausnahmen zu 
Hause ausziehen und Wohnkosten von der Sozialbehörde erhal-
ten. Vor Abschluss eines Mietvertrages muss daher unbedingt 
die Zustimmung des Jobcenters eingeholt werden.

Untermieter:innen / Wohngemeinschaften
Leistungsempfänger:innen stehen beim Wohnen in einer reinen 
Wohngemeinschaft oder zur Untermiete dieselben maximalen 
Wohnkosten wie einem Einpersonenhaushalt zu.

Betriebskosten
Die kalten Betriebskosten gehören zu den Kosten der Unterkunft 
und müssen grundsätzlich in tatsächlicher Höhe durch die Sozi-
albehörde übernommen werden. Dies gilt auch für die Wasser-
kosten. Nachzahlungen bei der Jahresabrechnung muss die Be-
hörde zahlen, ihr steht aber auch ein etwaiges Guthaben zu –
selbstverständlich nur, soweit der Saldo rechtlich auf Grundlage 
des Mietvertrages und gesetzlicher Vorschriften fällig ist.

Kostensenkungsauff orderungen 
Überschreitet die Bruttokaltmiete die Mietobergrenze, werden 
Leistungsempfänger:innen durch die Behörde aufgefordert, die Un-
terkunftskosten innerhalb einer Frist von maximal sechs Monaten 
zu senken, andernfalls werde nur noch die angemessene Miete 
über nommen. Faktisch ist die Kostensenkung nur durch Unterver-
mietung oder Anmietung einer Wohnung mit sozialrechtlich aner-
kannter Miete möglich. Die Kostensenkungsauff orderungen selbst 
sind rechtlich nicht angrei� ar. Es kann erst gegen den Bescheid mit 
den reduzierten Unterkunftskosten Widerspruch eingelegt werden. 
Dies kann etwa dann erfolgreich sein, wenn sich das Kostensen-
kungsschreiben an falschen Werten orientiert, erforderliche Beleh-
rungen nicht enthalten sind oder das behördliche Mietobergrenzen-
konzept nicht schlüssig ist. Wegen der einschneidenden Folgen soll-
ten Betroff ene unbedingt eine Beratung aufsuchen.

Gelingt den Leistungsempfänger:innen die Kostensenkung inner-
halb der Frist nicht, dann will die Behörde künftig meistens nur noch 
den »angemessenen« Anteil der Mietkosten übernehmen. Den 
Mieter:innen drohen dann Mietschulden und Kündigung. Können 
Leistungsempfänger:innen jedoch nachweisen, dass es ihnen nicht 

Pe
rs

on
en

 p
ro

 H
au

sh
al

t 1 Person

W
oh

nfl
 ä

ch
e

50 m²

2 Personen 60 m²

3 Personen 75 m²

4 Personen 90 m²

5 Personen 105 m²

6 Personen 120 m²

jede weitere Person 15 m²

Pe
rs

on
en

 p
ro

 H
au

sh
al

t 1 Person

Br
ut

to
ka

ltm
ie

te

543,00 €

2 Personen 659,40 €

3 Personen 780,00 €

4 Personen 938,15 €

5 Personen 1.272,60 €
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Rück- / Außenseite 8
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Innenseite 7
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Innenseite 6
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Heizkosten
Auch für die angemessenen Heizkosten, die über die Vermieter:-
innen abgerechnet werden, gilt die Übernahmeverpfl ichtung 
der Behörde wie bei den Betriebskosten. Soweit bestimmte 
Richtwerte überschritten werden, führt die Sozialbehörde eine 
Einzelfallprüfung im Rahmen eines Kostensenkungsverfahrens 
unter Berücksichtigung individueller Umstände durch.

Kosten der Wassererwärmung
Die Kosten für die Wassererwärmung sind nicht im Regelsatz 
enthalten. Bei Mieter:innen, die Warmwasser über eine Zentral-
heizung beziehen, erfolgen die Vorauszahlungen und die Ab-
rechnung regelmäßig zusammen mit den Heizkosten. Sie müs-
sen – soweit sie angemessen sind – vom Jobcenter in voller Höhe 
übernommen werden. Bei dezentraler Warmwassererzeugung 
(z. B. Durchlauferhitzer) besteht Anspruch auf die Pauschale nach 
der Mehrbedarfsregelung des § 21 Abs. 7 SGB II. Die Pauschale 
wird prozentual als Anteil des jeweiligen Regelbedarfs berech-
net und beträgt für einen Single-Haushalt im Jahre 2023 monat-
lich 11,55 Euro.

Kostensenkungsauff orderung für 
Betriebs-, Heiz- und Wasserkosten 
Eine Kürzung dieser Kosten ist grundsätzlich möglich, wenn diese 
unangemessen hoch sind. Jedoch müssen die Leistungsempfänger:-
innen zuvor in einem formellen Verfahren schriftlich durch das Job-
center zu einer Kostenreduzierung mit einer Frist von sechs Mona-
ten aufgefordert worden sein. Die Kostenreduzierung kann daher 
nicht rückwirkend erfolgen und muss zudem tatsächlich möglich 
und zumutbar sein.

Wohnungswechsel
Einen Wohnungswechsel mit Abschluss eines neuen Mietvertrages 
dürfen Leistungsempfänger:innen nur nach vorherigem Einver-
ständnis (sog. Zusicherung) des Jobcenters vornehmen. Andernfalls 
werden regelmäßig keine mit dem Umzug verbundenen Kosten 
übernommen und es wird höchstens die bisherige Miete weiter be-
zahlt. Die Zusicherung muss auch bei einem Wohnungswechsel 
nach Auff orderung durch die Behörde eingeholt werden. 

Schönheits- und Kleinreparaturen
Auch die Kosten für Schönheits- und Kleinreparaturen bei Ein- oder 
Auszug sowie im laufenden Mietverhältnis gehören zu den Unter-
kunftskosten und sind nicht über den Regelsatz abgedeckt. Diese 
Kosten sind zu übernehmen, wenn sie notwendig sind und nicht 
durch den Vermieter:innen rechtlich geschuldet werden.

Mietkaution / Genossenschaftsanteile
Die Stellung einer Mietkaution gehört ebenso wie der Erwerb von Ge-
nossenschaftsanteilen zu den Unterkunftskosten gemäß § 22 SGB
II. Kaution oder Genossenschaftsanteile sind vom Jobcenter als Dar-
lehen zu gewähren. 

Mietminderung
Mängel können zu einer Mietminderung berechtigen. Wird die Miete 
im laufenden Leistungsbezug gemindert, so muss die Sozialbehörde 
jedoch nur die niedrigere Miete zahlen. Letztlich verbleibt damit die 
Mietminderung nicht bei den beeinträchtigten Mieter:innen. Dieses 
ist doppelt ärgerlich, denn die Minderung ist riskant, wenn sich die 
gewählte Quote als zu hoch herausstellt. Mieter:innen müssen 
dann nachzahlen und das Jobcenter von der Nachschusspfl icht über-
zeugen.

Stand 9 / 2023

Mieter helfen Mietern
Hamburger Mieterverein e. V.
Bartelsstraße 30
20357 Hamburg 
Fon 040 / 431 394 - 0
Fax 040 / 431 394 - 44
info@mhmhamburg.de

www.mhmhamburg.de
Diese Information ersetzt keine Rechtsberatung. 
Beratungszeiten und Mitgliedsbedingungen erfahren 
Sie unter: 040 / 431 394 - 0

Es gibt Kostengrenzen für die Höhe der Genossen-
schaftsanteile. Der Rückzahlungsanspruch der 
Leistungen beziehenden Person gegenüber der 
Vermieter:in muss an die Behörde abgetreten wer-
den. Die Kautions- oder Genossenschaftsanteildar-
lehen müssen durch die Leistungsempfänger:innen 
noch im laufenden Leistungsbezug mit 10% des 
Regelsatzes getilgt werden. Zinsen der Kaution oder 
etwaige Dividenden auf die Genossenschaftsanteile 
stehen dem Jobcenter bis zur Rückzahlung zu.

Hamburger
Mieterverein e. V.

Achtung
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Mieter:innen, die Leistungen nach dem SGB II (sog. Bürgergeld) 
oder dem SGB XII (Sozialhilfe) oder dem Asylbewerberleistungsge-
setz beziehen, haben Anspruch auf Über nahme der Unterkunfts-
kosten. Allerdings werden von der Behörde nur so genannte »an-
gemessene« Kosten für das Wohnen bezahlt. Geändert hat sich 
gegenüber den bisherigen Regelungen nach Hartz IV wenig. 
Dieses Info erläutert, welche Kosten in welcher Höhe zu den an-
gemessenen Unterkunftskosten zählen. Es verschaff t Leistungs-
be zieher: innen einen Überblick über das komplizierte Regel -
werk, ersetzt aber nicht die »Wohnen mit Bürgergeld«-Beratung 
bei MhM.

Angemessenheit der Unterkunftskosten
Die Unterkunftskosten werden nur übernommen, soweit die Be-
hörde die Kosten der Unterkunft als angemessen anerkennt. Wel-
che Wohnkosten die Behörden noch als angemessen bewerten, 
ist Ländersache. In Hamburg fi nden sich die einschlägigen Rege-
lungen zu den Wohnkosten unter anderem in der seit 1.1.2023 
wirksamen Fachanweisung zu § 22 SGB II (erhältlich über die Web-
seite www.mhmhamburg.de). Viele der Regelungen sind ebenso 
wie die Behördenpraxis rechtlich und politisch umstritten. Im 
Zweifel sollte unbedingt persönlicher, rechtlicher Rat eingeholt 
werden.

Höchstwerte für angemessene Bruttokaltmiete
Die Hamburger Sozialbehörde hält nebenstehende Bruttokalt-
mieten (Nettokaltmieten zzgl. Betriebs- und Wasserkosten) bei 
freifi nanzierten Wohnungen für angemessen. Zusätzlich sind 
die (angemessenen) Heiz- und Warmwasserkosten zu überneh-
men, in Einzelfällen auch weitere laut Mietvertrag zwingende 
Kosten (z. B. für Parkplatz). Bei Inklusivmieten, die bereits alle Ne-
benkosten enthalten, müssen die Wohnkosten insgesamt ange-
messen sein.

Überschreitung der Höchstwerte
In einigen Sonderregelungen lässt die Sozialbehörde auch die Über-
schreitung der Höchstgrenzen zu, beispielsweise:

  bis zu 10 % bei Mehrbedarf wegen dauerhafter Erkrankung, 
Behinderung oder sonstigen besonderen Lebensumständen,

  bis zu 30 % bei Wohnungslosen nach 6 Monaten vergeblicher 
Wohnungssuche,

  bis zu 15 % bei getrennt lebenden Eltern im Rahmen der ge-
meinsamen Ausübung des Sorgerechts, bei Bewohnerinnen von 
Frauenhäusern oder zur Integration von Wohnungslosen,

  bis zu 10 % in Stadtteilen, in denen weniger als 10 % SGB II / XII-
Leistungsempfänger:innen wohnen und

  in Fällen des Bestandsschutzes für so genannte Altfälle.

Ausnahme für öff entlich geförderte Wohnungen
Bestimmte öff entlich geförderte Wohnungen unterliegen anders als 
freifi nanzierte Wohnungen keiner Mietobergrenze. Angemessen 
sind die Sozialmieten immer, wenn folgende Wohnfl ächen nicht 
überschritten werden; in Einzelfällen gelten Sonderregelungen:

möglich oder zumutbar gewesen ist die Kosten zu senken, muss 
die Behörde weiterhin die volle Miete übernehmen. Als Nachweis 
dafür sollten Betroff ene ihre Anstrengungen auf dem Woh-
nungsmarkt überprü� ar dokumentieren. Details über den Um-
fang der Nachweise und die Häufi gkeit der Vorlage sollten 
schriftlich mit der Behörde vereinbart werden.

Sonderregelungen für Personen unter 25 Jahren
Seit dem 1.4.2006 sollen Menschen, die das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben und noch bei den Eltern leben, bei den El-
tern wohnen bleiben. Sie können nur in seltenen Ausnahmen zu 
Hause ausziehen und Wohnkosten von der Sozialbehörde erhal-
ten. Vor Abschluss eines Mietvertrages muss daher unbedingt 
die Zustimmung des Jobcenters eingeholt werden.

Untermieter:innen / Wohngemeinschaften
Leistungsempfänger:innen stehen beim Wohnen in einer reinen 
Wohngemeinschaft oder zur Untermiete dieselben maximalen 
Wohnkosten wie einem Einpersonenhaushalt zu.

Betriebskosten
Die kalten Betriebskosten gehören zu den Kosten der Unterkunft 
und müssen grundsätzlich in tatsächlicher Höhe durch die Sozi-
albehörde übernommen werden. Dies gilt auch für die Wasser-
kosten. Nachzahlungen bei der Jahresabrechnung muss die Be-
hörde zahlen, ihr steht aber auch ein etwaiges Guthaben zu –
selbstverständlich nur, soweit der Saldo rechtlich auf Grundlage 
des Mietvertrages und gesetzlicher Vorschriften fällig ist.

Kostensenkungsauff orderungen 
Überschreitet die Bruttokaltmiete die Mietobergrenze, werden 
Leistungsempfänger:innen durch die Behörde aufgefordert, die Un-
terkunftskosten innerhalb einer Frist von maximal sechs Monaten 
zu senken, andernfalls werde nur noch die angemessene Miete 
über nommen. Faktisch ist die Kostensenkung nur durch Unterver-
mietung oder Anmietung einer Wohnung mit sozialrechtlich aner-
kannter Miete möglich. Die Kostensenkungsauff orderungen selbst 
sind rechtlich nicht angrei� ar. Es kann erst gegen den Bescheid mit 
den reduzierten Unterkunftskosten Widerspruch eingelegt werden. 
Dies kann etwa dann erfolgreich sein, wenn sich das Kostensen-
kungsschreiben an falschen Werten orientiert, erforderliche Beleh-
rungen nicht enthalten sind oder das behördliche Mietobergrenzen-
konzept nicht schlüssig ist. Wegen der einschneidenden Folgen soll-
ten Betroff ene unbedingt eine Beratung aufsuchen.

Gelingt den Leistungsempfänger:innen die Kostensenkung inner-
halb der Frist nicht, dann will die Behörde künftig meistens nur noch 
den »angemessenen« Anteil der Mietkosten übernehmen. Den 
Mieter:innen drohen dann Mietschulden und Kündigung. Können 
Leistungsempfänger:innen jedoch nachweisen, dass es ihnen nicht 
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Heizkosten
Auch für die angemessenen Heizkosten, die über die Vermieter:-
innen abgerechnet werden, gilt die Übernahmeverpfl ichtung 
der Behörde wie bei den Betriebskosten. Soweit bestimmte 
Richtwerte überschritten werden, führt die Sozialbehörde eine 
Einzelfallprüfung im Rahmen eines Kostensenkungsverfahrens 
unter Berücksichtigung individueller Umstände durch.

Kosten der Wassererwärmung
Die Kosten für die Wassererwärmung sind nicht im Regelsatz 
enthalten. Bei Mieter:innen, die Warmwasser über eine Zentral-
heizung beziehen, erfolgen die Vorauszahlungen und die Ab-
rechnung regelmäßig zusammen mit den Heizkosten. Sie müs-
sen – soweit sie angemessen sind – vom Jobcenter in voller Höhe 
übernommen werden. Bei dezentraler Warmwassererzeugung 
(z. B. Durchlauferhitzer) besteht Anspruch auf die Pauschale nach 
der Mehrbedarfsregelung des § 21 Abs. 7 SGB II. Die Pauschale 
wird prozentual als Anteil des jeweiligen Regelbedarfs berech-
net und beträgt für einen Single-Haushalt im Jahre 2023 monat-
lich 11,55 Euro.

Kostensenkungsauff orderung für 
Betriebs-, Heiz- und Wasserkosten 
Eine Kürzung dieser Kosten ist grundsätzlich möglich, wenn diese 
unangemessen hoch sind. Jedoch müssen die Leistungsempfänger:-
innen zuvor in einem formellen Verfahren schriftlich durch das Job-
center zu einer Kostenreduzierung mit einer Frist von sechs Mona-
ten aufgefordert worden sein. Die Kostenreduzierung kann daher 
nicht rückwirkend erfolgen und muss zudem tatsächlich möglich 
und zumutbar sein.

Wohnungswechsel
Einen Wohnungswechsel mit Abschluss eines neuen Mietvertrages 
dürfen Leistungsempfänger:innen nur nach vorherigem Einver-
ständnis (sog. Zusicherung) des Jobcenters vornehmen. Andernfalls 
werden regelmäßig keine mit dem Umzug verbundenen Kosten 
übernommen und es wird höchstens die bisherige Miete weiter be-
zahlt. Die Zusicherung muss auch bei einem Wohnungswechsel 
nach Auff orderung durch die Behörde eingeholt werden. 

Schönheits- und Kleinreparaturen
Auch die Kosten für Schönheits- und Kleinreparaturen bei Ein- oder 
Auszug sowie im laufenden Mietverhältnis gehören zu den Unter-
kunftskosten und sind nicht über den Regelsatz abgedeckt. Diese 
Kosten sind zu übernehmen, wenn sie notwendig sind und nicht 
durch den Vermieter:innen rechtlich geschuldet werden.

Mietkaution / Genossenschaftsanteile
Die Stellung einer Mietkaution gehört ebenso wie der Erwerb von Ge-
nossenschaftsanteilen zu den Unterkunftskosten gemäß § 22 SGB
II. Kaution oder Genossenschaftsanteile sind vom Jobcenter als Dar-
lehen zu gewähren. 

Mietminderung
Mängel können zu einer Mietminderung berechtigen. Wird die Miete 
im laufenden Leistungsbezug gemindert, so muss die Sozialbehörde 
jedoch nur die niedrigere Miete zahlen. Letztlich verbleibt damit die 
Mietminderung nicht bei den beeinträchtigten Mieter:innen. Dieses 
ist doppelt ärgerlich, denn die Minderung ist riskant, wenn sich die 
gewählte Quote als zu hoch herausstellt. Mieter:innen müssen 
dann nachzahlen und das Jobcenter von der Nachschusspfl icht über-
zeugen.
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Es gibt Kostengrenzen für die Höhe der Genossen-
schaftsanteile. Der Rückzahlungsanspruch der 
Leistungen beziehenden Person gegenüber der 
Vermieter:in muss an die Behörde abgetreten wer-
den. Die Kautions- oder Genossenschaftsanteildar-
lehen müssen durch die Leistungsempfänger:innen 
noch im laufenden Leistungsbezug mit 10% des 
Regelsatzes getilgt werden. Zinsen der Kaution oder 
etwaige Dividenden auf die Genossenschaftsanteile 
stehen dem Jobcenter bis zur Rückzahlung zu.
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 Innenseite 2

105 mm

Innenseite 5

104 mm

Innenseite 4

104 mm

Innenseite 3

105 mm

Mieter:innen, die Leistungen nach dem SGB II (sog. Bürgergeld) 
oder dem SGB XII (Sozialhilfe) oder dem Asylbewerberleistungsge-
setz beziehen, haben Anspruch auf Über nahme der Unterkunfts-
kosten. Allerdings werden von der Behörde nur so genannte »an-
gemessene« Kosten für das Wohnen bezahlt. Geändert hat sich 
gegenüber den bisherigen Regelungen nach Hartz IV wenig. 
Dieses Info erläutert, welche Kosten in welcher Höhe zu den an-
gemessenen Unterkunftskosten zählen. Es verschaff t Leistungs-
be zieher: innen einen Überblick über das komplizierte Regel -
werk, ersetzt aber nicht die »Wohnen mit Bürgergeld«-Beratung 
bei MhM.

Angemessenheit der Unterkunftskosten
Die Unterkunftskosten werden nur übernommen, soweit die Be-
hörde die Kosten der Unterkunft als angemessen anerkennt. Wel-
che Wohnkosten die Behörden noch als angemessen bewerten, 
ist Ländersache. In Hamburg fi nden sich die einschlägigen Rege-
lungen zu den Wohnkosten unter anderem in der seit 1.1.2023 
wirksamen Fachanweisung zu § 22 SGB II (erhältlich über die Web-
seite www.mhmhamburg.de). Viele der Regelungen sind ebenso 
wie die Behördenpraxis rechtlich und politisch umstritten. Im 
Zweifel sollte unbedingt persönlicher, rechtlicher Rat eingeholt 
werden.

Höchstwerte für angemessene Bruttokaltmiete
Die Hamburger Sozialbehörde hält nebenstehende Bruttokalt-
mieten (Nettokaltmieten zzgl. Betriebs- und Wasserkosten) bei 
freifi nanzierten Wohnungen für angemessen. Zusätzlich sind 
die (angemessenen) Heiz- und Warmwasserkosten zu überneh-
men, in Einzelfällen auch weitere laut Mietvertrag zwingende 
Kosten (z. B. für Parkplatz). Bei Inklusivmieten, die bereits alle Ne-
benkosten enthalten, müssen die Wohnkosten insgesamt ange-
messen sein.

Überschreitung der Höchstwerte
In einigen Sonderregelungen lässt die Sozialbehörde auch die Über-
schreitung der Höchstgrenzen zu, beispielsweise:

 bis zu 10 % bei Mehrbedarf wegen dauerhafter Erkrankung, 
Behinderung oder sonstigen besonderen Lebensumständen,

 bis zu 30 % bei Wohnungslosen nach 6 Monaten vergeblicher 
Wohnungssuche,

 bis zu 15 % bei getrennt lebenden Eltern im Rahmen der ge-
meinsamen Ausübung des Sorgerechts, bei Bewohnerinnen von 
Frauenhäusern oder zur Integration von Wohnungslosen,

 bis zu 10 % in Stadtteilen, in denen weniger als 10 % SGB II / XII-
Leistungsempfänger:innen wohnen und

 in Fällen des Bestandsschutzes für so genannte Altfälle.

Ausnahme für öff entlich geförderte Wohnungen
Bestimmte öff entlich geförderte Wohnungen unterliegen anders als 
freifi nanzierte Wohnungen keiner Mietobergrenze. Angemessen 
sind die Sozialmieten immer, wenn folgende Wohnfl ächen nicht 
überschritten werden; in Einzelfällen gelten Sonderregelungen:

möglich oder zumutbar gewesen ist die Kosten zu senken, muss 
die Behörde weiterhin die volle Miete übernehmen. Als Nachweis 
dafür sollten Betroff ene ihre Anstrengungen auf dem Woh-
nungsmarkt überprü� ar dokumentieren. Details über den Um-
fang der Nachweise und die Häufi gkeit der Vorlage sollten 
schriftlich mit der Behörde vereinbart werden.

Sonderregelungen für Personen unter 25 Jahren
Seit dem 1.4.2006 sollen Menschen, die das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben und noch bei den Eltern leben, bei den El-
tern wohnen bleiben. Sie können nur in seltenen Ausnahmen zu 
Hause ausziehen und Wohnkosten von der Sozialbehörde erhal-
ten. Vor Abschluss eines Mietvertrages muss daher unbedingt 
die Zustimmung des Jobcenters eingeholt werden.

Untermieter:innen / Wohngemeinschaften
Leistungsempfänger:innen stehen beim Wohnen in einer reinen 
Wohngemeinschaft oder zur Untermiete dieselben maximalen 
Wohnkosten wie einem Einpersonenhaushalt zu.

Betriebskosten
Die kalten Betriebskosten gehören zu den Kosten der Unterkunft 
und müssen grundsätzlich in tatsächlicher Höhe durch die Sozi-
albehörde übernommen werden. Dies gilt auch für die Wasser-
kosten. Nachzahlungen bei der Jahresabrechnung muss die Be-
hörde zahlen, ihr steht aber auch ein etwaiges Guthaben zu –
selbstverständlich nur, soweit der Saldo rechtlich auf Grundlage 
des Mietvertrages und gesetzlicher Vorschriften fällig ist.

Kostensenkungsauff orderungen 
Überschreitet die Bruttokaltmiete die Mietobergrenze, werden 
Leistungsempfänger:innen durch die Behörde aufgefordert, die Un-
terkunftskosten innerhalb einer Frist von maximal sechs Monaten 
zu senken, andernfalls werde nur noch die angemessene Miete 
über nommen. Faktisch ist die Kostensenkung nur durch Unterver-
mietung oder Anmietung einer Wohnung mit sozialrechtlich aner-
kannter Miete möglich. Die Kostensenkungsauff orderungen selbst 
sind rechtlich nicht angrei� ar. Es kann erst gegen den Bescheid mit 
den reduzierten Unterkunftskosten Widerspruch eingelegt werden. 
Dies kann etwa dann erfolgreich sein, wenn sich das Kostensen-
kungsschreiben an falschen Werten orientiert, erforderliche Beleh-
rungen nicht enthalten sind oder das behördliche Mietobergrenzen-
konzept nicht schlüssig ist. Wegen der einschneidenden Folgen soll-
ten Betroff ene unbedingt eine Beratung aufsuchen.

Gelingt den Leistungsempfänger:innen die Kostensenkung inner-
halb der Frist nicht, dann will die Behörde künftig meistens nur noch 
den »angemessenen« Anteil der Mietkosten übernehmen. Den 
Mieter:innen drohen dann Mietschulden und Kündigung. Können 
Leistungsempfänger:innen jedoch nachweisen, dass es ihnen nicht 
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jede weitere Person 180,45 €
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Heizkosten
Auch für die angemessenen Heizkosten, die über die Vermieter:-
innen abgerechnet werden, gilt die Übernahmeverpfl ichtung 
der Behörde wie bei den Betriebskosten. Soweit bestimmte 
Richtwerte überschritten werden, führt die Sozialbehörde eine 
Einzelfallprüfung im Rahmen eines Kostensenkungsverfahrens 
unter Berücksichtigung individueller Umstände durch.

Kosten der Wassererwärmung
Die Kosten für die Wassererwärmung sind nicht im Regelsatz 
enthalten. Bei Mieter:innen, die Warmwasser über eine Zentral-
heizung beziehen, erfolgen die Vorauszahlungen und die Ab-
rechnung regelmäßig zusammen mit den Heizkosten. Sie müs-
sen – soweit sie angemessen sind – vom Jobcenter in voller Höhe 
übernommen werden. Bei dezentraler Warmwassererzeugung 
(z. B. Durchlauferhitzer) besteht Anspruch auf die Pauschale nach 
der Mehrbedarfsregelung des § 21 Abs. 7 SGB II. Die Pauschale 
wird prozentual als Anteil des jeweiligen Regelbedarfs berech-
net und beträgt für einen Single-Haushalt im Jahre 2023 monat-
lich 11,55 Euro.

Kostensenkungsauff orderung für 
Betriebs-, Heiz- und Wasserkosten 
Eine Kürzung dieser Kosten ist grundsätzlich möglich, wenn diese 
unangemessen hoch sind. Jedoch müssen die Leistungsempfänger:-
innen zuvor in einem formellen Verfahren schriftlich durch das Job-
center zu einer Kostenreduzierung mit einer Frist von sechs Mona-
ten aufgefordert worden sein. Die Kostenreduzierung kann daher 
nicht rückwirkend erfolgen und muss zudem tatsächlich möglich 
und zumutbar sein.

Wohnungswechsel
Einen Wohnungswechsel mit Abschluss eines neuen Mietvertrages 
dürfen Leistungsempfänger:innen nur nach vorherigem Einver-
ständnis (sog. Zusicherung) des Jobcenters vornehmen. Andernfalls 
werden regelmäßig keine mit dem Umzug verbundenen Kosten 
übernommen und es wird höchstens die bisherige Miete weiter be-
zahlt. Die Zusicherung muss auch bei einem Wohnungswechsel 
nach Auff orderung durch die Behörde eingeholt werden. 

Schönheits- und Kleinreparaturen
Auch die Kosten für Schönheits- und Kleinreparaturen bei Ein- oder 
Auszug sowie im laufenden Mietverhältnis gehören zu den Unter-
kunftskosten und sind nicht über den Regelsatz abgedeckt. Diese 
Kosten sind zu übernehmen, wenn sie notwendig sind und nicht 
durch den Vermieter:innen rechtlich geschuldet werden.

Mietkaution / Genossenschaftsanteile
Die Stellung einer Mietkaution gehört ebenso wie der Erwerb von Ge-
nossenschaftsanteilen zu den Unterkunftskosten gemäß § 22 SGB
II. Kaution oder Genossenschaftsanteile sind vom Jobcenter als Dar-
lehen zu gewähren. 

Mietminderung
Mängel können zu einer Mietminderung berechtigen. Wird die Miete 
im laufenden Leistungsbezug gemindert, so muss die Sozialbehörde 
jedoch nur die niedrigere Miete zahlen. Letztlich verbleibt damit die 
Mietminderung nicht bei den beeinträchtigten Mieter:innen. Dieses 
ist doppelt ärgerlich, denn die Minderung ist riskant, wenn sich die 
gewählte Quote als zu hoch herausstellt. Mieter:innen müssen 
dann nachzahlen und das Jobcenter von der Nachschusspfl icht über-
zeugen.
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Es gibt Kostengrenzen für die Höhe der Genossen-
schaftsanteile. Der Rückzahlungsanspruch der 
Leistungen beziehenden Person gegenüber der 
Vermieter:in muss an die Behörde abgetreten wer-
den. Die Kautions- oder Genossenschaftsanteildar-
lehen müssen durch die Leistungsempfänger:innen 
noch im laufenden Leistungsbezug mit 10% des 
Regelsatzes getilgt werden. Zinsen der Kaution oder 
etwaige Dividenden auf die Genossenschaftsanteile 
stehen dem Jobcenter bis zur Rückzahlung zu.
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